Folke große Deters (SPD) antwortet auf den offenen Brief des Fördervereins Gesamtschule Alfter an die Direktkandidaten des Bezirks Rhein-Sieg-Kreis III für die Wahl des nordrhein-westfälischen Landtages folgendes: 
Liebe Frau Salchow, 

endlich komme ich zur Beantwortung Ihrer Fragen. Ich denke, sie werden keine Überraschungen enthalten, denn ich habe mich ja sowohl im persönlichen Gespräch mit Ihnen als auch auf der Veranstaltung mit Jürgen Nimptsch klar positioniert. 
Zu Frage 1: Der Bedarf nach einer Gesamtschule kann ernsthaft nicht bestritten werden. Unsere schulpolitischen Vorstellungen sehen ohnehin längeres gemeinsames Lernen vor: Bis zur 6. Klasse auf jeden Fall integrativ, ab der 7. Klasse wird dann vor Ort entschieden, ob es - unter einem Dach - mit einer Differenzierung nach Kursen weiter geht oder weiter integrativ gelernt wird. 
Also werde ich mich dafür einsetzen, dass Alfter schnell eine solche Schule bekommt (ob das Kind nun "Gesamtschule" oder "Gemeinschaftsschule" heißt, ist dann letztendlich egal). 
Zu Frage 2: Vieles ist in Frage 1 schon beantwortet. Zur konkreten Situation vor Ort: Ich werde mich dafür einsetzen, dass ein neuer sozialdemokratischer Regierungspräsident - wie schon auf der anderen Rheinseite - endlich dazu kommt, Kommunen dazu aufzufordern, unter Mitarbeit des Kreises eine gemeinsame Schulentwicklungsplanung zu machen. Dann müssen - entsprechend den Bedarfen - die Schulen eingerichtet werden. Wenn Kommunen und freie Träger nicht in der Lage sein sollten, die Kosten für die Einrichtung neuer Schulen zu tragen, dann muss eben der Kreis einspringen. So käme Alfter auf jeden Fall in den Genuss einer Gesamtschule. 
Zu Frage 3: Ich setze mich für eine verbesserte Finanzausstattung aller staatlichen Ebenen ein. Denn wir müssen gerade im Bildungsbereich einen echten Quantensprung erreichen und wie Schweden nicht 4%, sondern 6,8 % unseres Bruttoinlandsproduktes in diesen Bereich investieren. Damit verbunden ist allerdings die unbequeme Botschaft, dass ich ein Potenzial für Steuersenkungen auf absehbare Zeit nicht sehe. Es sind sogar Steuererhöhungen  nötig, diese sollten aber nicht die Mittel- und Unterschicht treffen. Konkret bedeutet das die Einführung einer Finanztransaktionssteuer, Vermögenssteuer, eine breitere Bemessungsgrundlage bei der Erbschaftssteuer (für große Erbschaften) und einen Aufschlag auf den Spitzensteuersatz ("Bildungs-Soli"). 

Mit besten Grüßen 
Folke große Deters

